
REPUBLIK ÖSTERREICH 
Der Bundesminister für Verkehr 

deliN' 1 . atlQua rat41B XV. G"BClt4t8abun~llpClriode 

Pr.Zl. 5901/1-1-1981 

ANFRAGEBEANTWORTUNG 
betreffend die schriftliche Anfrage 
der Abg. Dro Jörg Haider, Dro Ofner~ 

Peter 9 Nro 1046/J-NR/1981 vom 1981 03 10~ 

"Fahrpreisermäßigung für Zivilinvalide"o 

Ihre Anfrage beehre ich mich, wie folgt zu beantworten: 

Zu 1 und 2 

-(0'1$ lAS 

1981 "05- 0 7 
zu 10'16 jJ 

Die in der Anfrage angesprochene 50 %-Fahrpreisermäßigung wird auf 
dem Schienennetz und den Kraftfahrlinien der OBB sowie den Kraft­
fahrlinien der Post- und Telegraphenverwaltung derzeit Schwerkriegs­
beschädigten, deren Erwerbsfähigkeit nach den Bestimmungen des 
Kriegsopferversorgungsgesetzes oder des Opferfürsorgegesetzes um 
mindestens 70 % gemindert ist~ sowie Zivilblinden, das sind Perso­
nen, welche völlig blind sind oder auf keinem Auge mehr als 1/25 
der normalen Sehschärfe besitzen, gewährt. Eine Begleitperson bzw. 
ein fUhrhund werden unentgeltlich beförderto Zusätzlich wird auch 
der Schwerkriegsbeschädigte selbst im Ortslinienverkehr der beiden 
Kraftwagendienste auf Grund eines von den Landesinvalidenämtern 
ausgegebenen Ausweises unentgeltlich beförderto 

Während für die erfaßten Schwerkriegsbeschädigten und Zivilblinden 
einheitliche, gesetzlich definierte Kriterien für die Zuerkennung 
der Ermäßigungen bestehen, fehlt eine solche klare Zuordnungsmög­
lichkeit für den Begriff "Zivilinvalide"o Deren Versorgung obliegt 
nach der verfassungsgesetzlichen Kompetenzverteilung zwischen Bund 
und ländern verschiedenen Rechtsträgeino In den Bereich der:Länder 
und Gemeinden etwa fallen Invalidität von Geburt auf oder auf Grund 
von Unfällen vor Eintritt in das Berufslebeno Ebensowenig wie einen 
einheitlichen Invalidenbegriff gibt es einheitliche Feststellungs­
kriterien für den Grad der Versehrtheit von Zivilinvaliden. 
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Von den rechtlichen Schwierigkeiten abgesehen ist auch fest zu­
halten, daß vor einer Ausdehnung der Ermäßigungen - schon auf Grund 
der gesetzlichen Verpflichtung der nBB zur kaufmännischen Unter­
nehmensführung - die Abgeltung der durch solche Ermäßigungen ent­
stehenden Einnahmenausfälle zu klären ist. Wegen der unterschied­
l1chen'Kompetenzlage für die Personengruppen, die den Zivilinva­
liden zuzuordnen wären, sind Abgeltungen allein aus Bundesmitteln 
für die Einnahmenausfälle - ohne Bereitschaft der Länder und Ge­
meinden die Kosten mitzutragen - schwer vorstellbaro 

Für eine Ausdehnung der Zivilinvaliden gewährten Fahrpreisermäßi­
gung in der Tragweite der Anfrage können von Seiten des Bundes­
ministeriums für Verkehr keine weiteren Maßnahmen vorbereitet wer­
den, weil allein die BegriffSdefinition und die Schaffung einheit­
licher Kriterien zur Feststellung des Invaliditätsgrades von Zivil­
invaliden nicht in den Zuständigkeitsbereich des Bundesministe­
riums für Verkehr fällto 

Aus Anlaß dieser Anfragebeantwortung sei darauf verwiesen, daß das 
Bundesministerium für Verkehr in seinem Wirkungsöereich die Leistun­
gen für Behinderte laufend verbessert und ausdehnt. Beispielsweise 
sei die Beantwortung der schriftlichen Anfrage der Abgeordneten 
Dr. Ofner und Dr~ ~tix vom 1981 03 03, Nr. 1025/J-NR/1981, ange­
führt, welche ,konkrete Leistungen der nBS zur Ermöglichung und 
Erleichterung des Reisens Behinderter'mit der Bahn darstellt. 

Wien. 1981 05 06 
Der Bundesminister 
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